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Wer einen der 

neuen CDU-Scooter 
hat, macht mit. 
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Ruprecht Polenz. 
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den weißen 
T-Shirts: „Weg mit 

dieser ÖK.O.- 
Steuer!" 
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und       Argumente 

Schröder wird niemanden 
länger täuschen können 

* Heizöl mehr als doppelt 
so teuer wie im letzten Jahr 
* die Erdgaspreise steigen 
* Benzin kostet seit Einfüh- 
rung der ersten Stufe Öko- 
steuer 50 Pfennig mehr • 
der Euro auf Talfahrt. 

Trotzdem findet Sehro- 
hr: Die schwache Europa- 
Fahrun« macht ihm keine 

Sorge. Er wird sich bald Sor- 
gen machen müssen, wenn 
ihm keiner glaubt, dass die 
OPEC an den Erdölpreisen 
schuld ist. Schwacher Euro- 
das heißt Inflation und noch 
einmal: höhere Erdölpreise. 
Die Leute werden sich nicht 
länger von ihm täuschen las- 
sen. (Seite 2-5) UD 
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'AKTION   „WEG   MIT  DIESER   ÖK.O.-STEUER" 

GENERALSEKRETÄR RUPRECHT POLENZ: 

Machen Sie mit! 
Als Aktionsmittel bietet 
Ihnen die CDU-Bundesge- 
schäftsstelle einen Auto- 
aufkleber sowie zwei Flug- 
blätter an. Der Aufkleber 
steht zum Abruf mit dem 
beigefügten Bestellformu- 
lar im IS Versandzentrum 
Versmold bereit. Die Flug- 
blätter stehen im Infonet 
zur Verfügung. 

Wir werden die Aktion 
„Weg mit dieser ÖK.O.- 
Steuer" auch im Internet 
begleiten. Auf unserer Ho- 
mepage bieten wir die 
Möglichkeit, sich über die 
ÖK.O.-Steuer und ihre 
Auswirkungen zu infor- 
mieren und den Aktions- 
button mit unserer poli- 
tischen Forderung per 
E-Mail zu versenden. Diese 
Aktion können Sie aus dem 
Infonet auch auf Ihrer Ho- 
mepage einstellen. 

Für die politische Wir- 
kung unserer Aktion 
kommt es jetzt darauf an, 
möglichst viele Menschen 
dafür  zu  gewinnen,  ihre 

Verärgerung und ihren Un- 
mut auch politisch zu arti- 
kulieren. Dafür gibt es eine 
Reihe von Aktionsmög- 
lichkeiten., z. B.: 
• Sprechen Sie Speditio- 
nen, Bus- und Taxi-Unter- 
nehmen, die Landwirt- 
schaft direkt oder über ihre 
Verbände an, vereinbaren 
Sie Vor-Ort-Besuche oder 
Gesprächstermine, unter- 
stützen Sie deren Aktionen 
- sofern dabei Recht und 
Gesetz beachtet werden. 
• Sprechen Sie Mieterver- 
eine sowie Haus- und 
Grundbesitzer-Organisa- 
tionen in Ihrer Region an 
und thematisieren Sie die 
horrend gestiegenen Heiz- 
ölkosten (zweite Miete). 
• Sprechen Sie die ÖPNV- 
Unternehmen an, Familien- 
verbände, Schulen und Kin- 
dergärten. Starten Sie eine 
Aufklärungsaktion über die 
Gründe für steigende Bus- 
und Bahnpreise. 
• Sprechen Sie mit Be- 
triebsräten   und   Gewerk- 

„Union in Europa" 

In dieser Ausgabe finden Sie 
zum ersten Mal einen Son- 
derteil, der künftig regel- 
mäßig alle zwei Wochen er- 
scheinen wird: „Union in 
Europa". Im Vordergrund 
der Berichterstattung steht 
die Arbeit der CDU/CSU- 
Gruppe der EVP-Fraktion 
im Europäischen Parlament 
und damit der Beitrag, den 
die 53 Mitglieder der Gruppe 
für das immer mehr unsere 
Lebenswirklichkeit bestim- 
mende Europa leisten. 

schaffen und machen Sie 
klar, warum die ÖK.O.- 
Steuer Arbeitsplätze ko- 
stet. 
• Stellen Sie die ÖK.O.- 
Steuer in den Mittelpunkt 
Ihrer Straßenaktionen 
und Veranstaltungen in 
den kommenden Wo- 
chen. Unabhängig davon, 
ob Menschen sich zur 
CDU bekennen, oder 
nicht. 
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.-WEG MIT DIESER 
£ K.O.STEUER 

VON JEDER MARK, DIE SIE FÜR BENZIN AUSGEBEN, 
KASSIERT HERR EICHEL 70 PFENNIG. 

Von jeder Mark,die sie für Sprit ausgeben, kassiert Eichel 
70 Pfennig. Aber Klimmt sagt: „Ökosteuer-das ist gar keine 
richtige Steuer." 

PRäSIDIUM   UND   BUNDESVORSTAND ' 

ANGELA   MERKEL   UND   RUPRECHT   POLENZ: 

Von wegen „keine richtige Steuer"-den 
Löwenanteil kassiert Eichel 

Mehr daneben kann eine 
Regierung eigentlich nicht 
hegen: mit einem unge- 
bremsten Preisanstieg, den 
kein Nachfragesog, son- 
dern den sie selber verur- 
sacht hat. 

Auf ihrer Sitzung am 11. 
September haben Präsidium 
und Bundesvorstand die rot- 
grüne Bundesregierung auf- 
gefordert: die Öko-Steuer 
stoppen! 

Die Parteivorsitzende An- 
gela Merkel und Generalse- 
kretär Ruprecht Polenz auf ei- 
ner gemeinsamen Pressekon- 
ferenz im Anschluss an die 
Sitzung: „Wir bereiten unsere 
Mitglieder und Aktiven in 
den Orts- und Kreisverbän- 
den auf eine Kampagne vor, 
die es der Regierung sehr 
schwer machen wird, unserer 
Forderung aus dem Weg zu 
gehen." 

In ihrem Koalitionsver- 
trag haben sich Rot und Grün 
auf eine ökologische Steuer- 
reform festgelegt, bei der die 
konjunkturelle Lage und die 
Preisentwicklung auf den En- 
ergiemärkten berücksichtigt 
Werden muss. 

Von einer solchen Rück- 
sichtnahme ist bei Rot-Grün 
jetzt keine Rede mehr: 

• Rund 40 Milliarden Mark 
kosten Benzin und Heizöl in 
diesem Jahr bereits mehr als 
noch vor einem Jahr. 
• Rund 25 Milliarden Mark 
Nachfrageausfall sind allein 
in den ersten sechs Monaten 
die Folge gestiegener Import- 
kosten und wirken als Kon- 
junkturbremse. 
• Wenn im Januar die dritte 
Stufe Ökosteuer wirksam 
wird, wird Sprit um weitere 
7 Pfennig teurer, 2002 um 14, 
2003 um 21. 

Angela Merkel: „Ich frage 
mich: Für wen macht Schrö- 
der Politik? Die Bürgerinnen 
und Bürger können ihr Geld 
nur einmal ausgeben. Hohe 
Energiekosten belasten die 
Familienbudgets." 

Auf dem Aufkleber der 
CDU-Kampagne, der gerade 
25.000mal (Startauflage) ge- 
druckt wird, ist das „Ö" in 
„ÖKO" ausgestrichen. Es 
bleibt: K.O. 
• für die Familien, 
• für Pendler, 
• für das Tran sport ge werbe, 
• für Arbeitsplätze und 
• für die Umwelt. 

Generalsekretär Ruprecht 
Polenz: „Die CDU ist an der 
Seite derer, die sich gegen die 
rot-grüne Steuer-Willkür zur 
Wehr setzen. Wir haben be- 
reits 1998 vor den Konse- 
quenzen rot-grüner K.O.-Po- 
litik gewarnt. Jetzt wird es 
ernst." 

Die Materialien für die 
Kampagne: Seite 22/23. 
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'öKOSTEUER 

GEORG   BRUNNHUBER: 

Die Preistreiberei bei Benzin und 
Heizöl muss beendet werden 

Aufgrund der drama- 
tisch gestiegenen Heiz- 
öl und Treibstoffpreise 
muss die Ökosteuer aus- 
gesetzt werden, um die 
Bürger und Bürgerinnen 
und die Wirtschaft zu ent- 
lasten. Dies hat der stell- 
vertretende verkehrs- 
politische Sprecher der 
CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion, Georg Brunn- 
huber, im Einvernehmen 
mit der baden-württem- 
bergischen Landesregie- 
rung gefordert. 

Die Heizöl- und Treib- 
stoffpreise sind weiter auf 
einem Rekordhoch. Doch 
die Bundesregierung ver- 
harrt in Tatenlosigkeit und 
will unbeirrt an der weiteren 
Stufe zur Erhöhung der so- 
genannten "Ökosteuer" fest- 
halten. Mit dieser Politik ge- 
fährdet die Bundesregie- 
rung wissentlich die Exi- 
stenz vieler vornehmlich 
mittelständisch strukturier- 
ten Transportunternehmen. 
Und auch die Bürgerinnen 
und Bürger werden mit 
dieser unverantwortlichen 
Preistreiberei bis über die 
Schmerzgrenze hinaus ab- 
gezockt. Die Zustände in 
Frankreich zeigen, dass die 

Schuld an den hohen Preisen 
nicht aliein der OPEC ange- 
lastet werden kann. Auch die 
Politik ist gefordert, die Ver- 
braucher und Wirtschafts- 
unternehmen mit ihren Sor- 
gen nicht allein im Regen 
stehen zu lassen. Es kann 
nicht sein, das beim "Haus- 
haltslöcherstopfen" von Mi- 
nister Eichel durch die Öko- 
steuer Transportunterneh- 
men in den Ruin getrieben 
werden. 

Hilfe für Erwin Teufel 

Mit dieser wirtschafts- 
feindlichen Politik muss 
baldmöglichst Schluss ge- 
macht werden. Ich unter- 
stütze die von Baden-Würt- 
tembergs Ministerpräsiden- 
ten Erwin Teufel geplante 

Initiative zu einem Gesetz- 
entwurf zur Rücknahme der 
Ökosteuer voll und ganz. 
Auch die CDU/CSU-Bun- 
destagcsfraktion wird ihre 
Ablehnung gegenüber der 
sogenannten "Ökosteuer" 
weiter vehement vertreten 
und für die Entlastung der 
Bürgerinnen und Bürger 
und der Wirtschaftsunter- 
nehmen kämpfen! Ich for- 
dere die Bundesregierung 
auf, ihre verfehlte Politik in 
punkto Ökosteuer zu korri- 
gieren! 

AUTOFAHRER 
WIRLICH 

ENTLASTEN 

Zum Vorschlag des Bun- 
desverkehrsministers zur 
Senkung der Kfz-Steuer 
erklärte der stellvertre- 
tende Vorsitzende der 
CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion, Klaus Lippold: 

Der Vorschlag von Bun- 
desverkehrsminister Klimmt, 
zur Entlastung der Autofahrer 

die Kfz-Steuer zu senken, ist 
nicht mehr als ein taktisches 
Spielchen und eine vor- 
schnell verabreichte Beruhi- 
gungspille. Wenn Klimmt es 
ernst    meinte,    müsste    er 
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ÖKOSTEUER 

gleichzeitig sagen, wie der 
Ausgleich für die Länder - in 
deren Kassen die Kfz-Steuer 
geht - aussehen soll. So aber 
sind endlose Diskussionen 
mit den Bundesländern vor- 
programmiert. 

Ich fordere die Bundesre- 
gierung auf, sofort und in se- 
riöser Weise zur Entlastung 
der Autofahrer aktiv zu wer- 
den. Das heißt: Reduktion der 
Ökosteuer und Aussetzung 
der nächsten Stufe. Das 
würde im übrigen auch die an- 
deren von der Ökosteuer ab- 
hängigen Verkehrsträger ent- 
lasten - zum Beispiel den Gü- 
terkraftverkehr und die Bahn. 
Die Senkung muss auf jeden 
Fall so weit gehen, dass sie die 
geplante zusätzliche Bela- 
stung der Autofahrer durch 
die an sich sinnvolle Schwe- 
felsteuer kompensiert. 

ÖKOSTEUER 

STREICHEN 

In den letzten beiden Wo- 
chen waren wieder neue 
Benzinpreisrunden zu ver- 
zeichnen. Die kletternden 
Treibstoff kosten machen es 
Pendlern immer schwerer, 
zu ihrer Arbeitsstelle zu 
kommen. 

In einem Flächenland wie 
Niedersachsen ist das Auto 
ein unverzichtbares Mittel, 
um den Arbeitsplatz zu errei- 
chen. Gerade den geringver- 
dienenden     Arbeitnehmern 

wird dieses unmöglich ge- 
macht. Der Staat muss jetzt 
eingreifen und die von ihm zu 
beeinflussenden Kostenstei- 
gerungen zurücknehmen. 
Deshalb hat der CDU-Bun- 
destagsabgeordnete Jochen- 
Konrad Fromme, der auch 
Mitglied im Finanzausschuss 
des Bundestages ist, gefor- 
dert: Entweder muss die Öko- 
steuer abgeschafft oder die 
Kilometerpauschale erhöht 
werden. 

Heizölpreise verdoppelt 

Neben den steigenden 
Preisen für das Benzin wird 
auch der Strom im Herbst teu- 
rer werden. Dies haben die 
Energieversorgungsunter- 
nehmen angekündigt. Auch 
die Heizölpreise sind fast 
doppelt so hoch wie vor ei- 
nem Jahr. Die Bürger befin- 
den sich im Würgegriff der 
Energiekosten. 

ES   REICHT, 
HERR   SCHRÖDER 

Nach ihrer erfolgreichen 
Rentenkampagne, mit der 
CDA und Sozialverbände 
über 1,2 Mio. Wider- 
sprüche gegen den aktuel- 
len Rentenbescheid mobili- 
sierten, haben die Christ- 
lich-Demokratischen Ar- 
beitnehmer eine Aktion 
gegen die „staatliche Ab- 

zockerei bei den Energie- 
preisen" gestartet. 

Hermann-Josef Arentz, 
erster stellvertretender Bun- 
desvorsitzender der CDA: 
„Es reicht nicht, einigen 
Transportunternehmern Ver- 
sprechungen zu machen. Die 
staatliche Preistreiberei muss 
für alle beendet werden. Mo- 
bilität darf nicht zum Luxus- 
gut werden, dass sich nur ei- 
nige Reiche leisten können. 
Die Menschen sind stink- 
sauer. Kommt die nächste 
Steuererhöhung, dann sind 
französische Verhältnisse 
programmiert." 

In einem Brief an den Bun- 
deskanzler, den möglichst 
viele nach Berlin schicken 
sollten, heißt es: 

„Es reicht. Beenden Sie 
endlich die staatliche Kosten- 
treiberei durch die so ge- 
nannte Ökosteuer. Für die 
Umwelt erreichen Sie damit 
nichts, aber uns nehmen Sie 
die Luft zum atmen. Ich for- 
dere Sie zur sofortigen Rück- 
nahme aller Steuererhöhun- 
gen auf, die Ihre Regierung 
seit 1999 auf Benzin und Die- 
sel, Heizöl, Strom und Gas be- 
schlossen hat, sonst lohnt sich 
arbeiten in Deutschland bald 
wirklich nicht mehr." 

LUTH/A 
Den Brief an den 

Bundeskanzler finden 
Sie als E-Mail im 

Internet unter: 
www.cda-bund.de 
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'EURO 

GENERALSEKRETäR RUPRECHT POLENZ: 

Schröder ist mitverantwortlich für 
das neue Rekordtief 

Anlässlich des neuesten 
Tiefstands der Europa- 
währung erklärte General- 
sekretär Ruprecht Polenz 
am 7. September: 

Einmal mehr hat Schröder 
jegliches Fingerspitzenge- 
fühl in europapolitischen 
Fragen vermissen lassen. 
Durch seine unbedachte Be- 
merkung, der Kurs des Euro 
gebe keinen Anlass zur 
Sorge, hat er das Vertrauen 
der Devisenmärkte in den 
Euro geschwächt. Die Äuße- 
rung Schröders ist ein miss- 
glückter Versuch, von den 
unzureichenden Reformen 
in Deutschland abzulenken. 

Dies zeigt sich insbeson- 
dere in der bisher fehlenden 
Flexibilisierung des Arbeits- 
marktes und der noch viel zu 
hohen Staatsquote aus Steu- 
ern und Abgaben. Die Euro- 
Schwäche ist der Ausdruck 
dafür, dass die Euro-Länder 
noch nicht ausreichende Re- 
formen abgeschlossen ha- 
ben, insbesondere im Ver- 
gleich zu den USA und Groß- 
britannien. 

Offensichtlich lässt es den 
Kanzler kalt, wenn die Bür- 
ger wegen steigender Im- 
portpreise, insbesondere für 
Treibstoff, immer tiefer in 

die Tasche greifen müssen. 
Auch die Inflation wird da- 
durch angeheizt. Sollte die 
Inflation aber weiter steigen, 
ist die Europäische Zentral- 
bank gezwungen, die Leit- 
zinsen weiter anzuheben. 
Dies würde die gerade anlau- 
fende Konjunktur abwürgen. 

SCHRÖDER 
VERKENNT   DIE 

GEFAHR 

Zum historischen Tief- 
stand des Euro erklärte der 
europapolitische Sprecher 
der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion, Peter Hintze: 

Bundeskanzler Schröder 
verkennt den Ernst der Situa- 
tion; seine saloppe Haltung 
zur Euro-Schwäche ist unak- 
zeptabel ! Der schwache Euro 
mag kurzfristig den EU-Ex- 
port beleben, mittel- und 
langfristig birgt er große Ge- 
fahren. Er verschärft das In- 
flationsproblem, weil sich 
die Importe in den Euroraum 
stark verteuern. 

Schon jetzt liegt die Infla- 
tionsrate mit fast 2 Prozent 
deutlich über dem Mittel der 
letzten Jahre. Bundeskanzler 
Schröder muss sich den 
freien Fall unserer Währung 

und die steigende Inflations- 
rate persönlich zuschreiben 
lassen. 

Die dramatisch steigenden 
Benzin-. Diesel-, Gas- und 
Heizölpreise sind durch Öko- 
steuern, Opec-Politik und den 
schwachen Euro verursacht. 
Sie werden Privathaushalte 
und Unternehmen im kom- 
menden Winter hart treffen 
und die positiven Wachstums- 
effekte der letzten Monate 
ernsthaft gefährden. 

Auch in der Währungs- 
frage zeigt sich, wie wichtig 
eine stärkere politische Zu- 
sammenarbeit in der Eu- 
ropäischen Union ist. Ein 
starkes und zukunftweisen- 
des Ergebnis der EU-Regie- 
rungskonferenz wäre ein 
wichtiges Signal zur Stabili- 
sierung des Euro. 

EIN KLARES SIGNAL zu 
möglichen Interventio- 
nen haben die europäi- 
schen Finanzminister auf 
ihrer jüngsten gemeinsa- 
men Sitzung vermissen 
lassen. Sie haben damit 
nach Meinung von Devi- 
senhändlern den Markt 
ermutigt, ihre Schmerz- 
grenze weiterhin zu te- 
sten. 
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BUNDESHAUSHALT 

DIETRICH   AUSTERMANN: 

Weniger Umverteilung- 
mehr strukturelle Innovation 

In der 1. Lesung des Haus- 
haltsentwurfs der Bundes- 
regierung für das Jahr 2001 
am 12. September erklärte 
der haushaltspolitische 
Sprecher der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion: 

Haushaltspolitik heißt, 
Zukunftspolitik fortschrei- 
ben, kraftvolle Weichenstel- 
lungen für das kommende 
und vier weitere Jahre vor- 
nehmen. Dass dies geschieht, 
daran bestehen Zweifel. Die 
Basis für den neuen Haushalt 
stellt der Haushalt 2000 dar. 
Wenn man ihn betrachtet, 
stellt man fest, kein Stein 
liegt mehr auf dem anderen: 
Dollarkurs, Zwangsarbeiter, 
EXPO, PKK, lOOMrd. DM 
Mehreinnahmen, Arbeitslo- 
senhilfe, Steuermehreinnah- 
men, Wohngeld, Minderaus- 
gaben BA, Privatisierungs- 
erlöse, ohne UMTS rund 40 
Mrd. DM. Ich fordere Sie er- 
neut auf, einen Nachtrags- 
haushalt vorzulegen. 

Und nun zum neuen 
Haushalt: 

Der Bundesfinanzmini- 
ster hat heute einen Bundes- 
haushalt vorgestellt, der in 

mehrfacher Hinsicht von Re- 
korden geprägt ist. Entgegen 
seinem Ruf handelt es sich 
dabei um negative Rekorde. 

Der   Bundesfinanzmini- 
ster und der Bundeskanzler 
stehen für diese Politik und 
damit für diese Rekorde. Sie 
stehen   für:   Steuereinnah- 
menrekord (rund 400 Mrd. 
DM) - statt Steuersenkung, 
Ausgabenrekord   (rd.   490 
Mrd.   DM)   -   statt   Spar- 
bemühungen,      Privatisie- 
rungsrekord (rund 125 Mrd. 
DM),     Energiepreisrekord, 
negativer Rekord bei Investi- 
tionen, Rekord an Abgaben 
und Beiträgen - weitere sind 
geplant-und stehen füreinen 
Rekordschwund beim Wert 
der Währung. Rekord bei der 
Entwicklung der konsumti- 
ven Ausgaben für Renten- 
und Versorgungslasten. Die 
Mittel dafür steigen von 118 
Mrd. (1998) über 167 Mrd. 
(2001) auf 187 Mrd. (2004)! 

Haushaltsdebatten    sind 
vom Alltagsleben der Bürger 
oft     meilenweit     entfernt. 
Heute müssen wir erkennen, 
dass falsche Haushaltspolitik 
den Bürger, wie diese negati- 
ven Fakten zeigen, drastisch 
berührt und seinen Freiheits- 
bereich    einschränkt.    Der 

Haushaltsentwurf 2001 steht 
also ebenso wie der Finanz- 
plan bis 2004 in offenkundi- 
gem Zusammenhang mit ei- 
nigen Themen, die die „Men- 
schen auf der Straße" gera- 
dezu aufregen und die sich im 
Haushalt wiederspiegeln: 

An erster Stelle ist die 
„Steuerreform" zu nennen, 
die in einem bestimmten 
Umfang Mindereinnahmen 
bringt und von der sich alle 
viel erhoffen, die aber nur 
wenigen dauerhafte Vorteile 
bringen wird. 

Rentenreform und 
Ökosteuer 

sind ein von dieser rot- 
grünen Regierung geschmie- 
detes unsinniges Be- 
griffspaar. Hier ist aktuell die 
Aufregung und der Ärger der 
Bürger am größten - ver- 
ständlicherweise! 60 Pfennig 
mehr kostet der Sprit heute 
als zu unserer Regierungs- 
zeit. Bei 60 Mrd. Litern Ver- 
brauch werden über den 
höheren Preis Bürgern und 
Betrieben 36 Mrd. DM zu- 
sätzlich aus der Tasche gezo- 
gen. Von den 60 Pfennig kas- 
siert der Staat 9,6 Pfennig 
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^BUNDESHAUSHALT 

Mehrwertsteuer und 12 Pfen- 
nig sog. Ökosteuer, macht 
rund 22 Pfennig. 

Ein weiterer Teil, die 
Kursrelation Euro/Dollar ist 
ebenfalls regierungsbeein- 
flusst. Abgesehen davon, 
dass 70% des Spritpreises 
deutsche Steuern sind, ist die 
Haltet-den-Dieb-Haltung der 
Bundesregierung nicht ge- 
rechtfertigt. Die Aussage des 
Bundeskanzlers, dass die 
Euro-Schwäche Anlass zur 
Freude, nicht zur Sorge sei, 
ist ökonomisch falsch und 
politisch töricht. Der starke 
Dollar und damit der schwa- 
che Euro sind für unseren Ex- 
port ein exzellentes Schmier- 
mittel. Aber deshalb steht un- 
ser Wachstum auf tönernen 
Füßen. War Deutschland 
früher Wachstumsmotor in 
Europa, so profitieren wir 
heute von der starken Aus- 
landskonjunktur. Im Jahr 
2000 liegt Deutschland mit 
einem Wachstum von 2,7 vH 
deutlich unter dem Wachs- 
tum in Euroland von 3,2 vH. 
In diesem Jahr sind wir vor- 
letzter beim Wachstum in 
Euroland, im kommenden 
Jahr drittletzter. 

Von Lafontaine und 
Schröder mit dem konsumtiv 
aufgeblähten Haushalt 1999 
mitverschuldet, ist die offen- 
bar bodenlose Talfahrt des 
Euro wirklich kein „Anlass 
zur Freude"- der Euro hat seit 
dem Frühjahr 1999 mehr als 

ein Viertel seines Außenwer- 
tes verloren. Und derHundert- 
Milliarden-Schauer aus der 
Versteigerung der UMTS-Li- 
zenzen regt fast jedermanns 
Ausgabefantasie an. 

„Konsolidierung und 
Gestalten" 

Unter dieses Motto hat 
die Bundesregierung ihren 
Haushaltsentwurf gestellt. 
Die Themen von Steuerre- 
form bis UMTS-Milliarden 
machen deutlich: Zu konso- 
lidieren und gestalten gibt es 
einiges, aber es wird nicht 
konsolidiert und schon gar 
nicht sinnvoll gestaltet. Kon- 
solidierung ist seit 1982 un- 
ser Thema- neu ist, dass sich 
die SPD und die Grünen die- 
ses Themas annehmen! 

Als wir 1982 die Regie- 
rung übernahmen, hatte Hel- 
mut Schmidt in 8 Jahren 
mehr Schulden gemacht, als 
er an Zinsverpflichtungen 
von seinen Vorgängern über- 
nommen hatte, - jährlich 
rund 1,4 des BIP. In heutigen 
Zahlen würde dies einer 
durchschnittlichen jährli- 
chen Nettokreditaufnahme 
allein des Bundes von etwa 
135 Mrd. DM entsprechen. 
Wenn wir hier - und Sie tun 
das ja immer wieder - über 
Schuldenabbau und Vergan- 
genheitsbewältigung reden, 
dann gehört dazu untrennbar 

die Feststellung: Ohne Not 
und in großem Stil „auf 
Pump" regiert wurde seit 
1969 und ganz gewiss nicht 
unter Helmut Kohl! Weshalb 
haben Sie uns gegenüber im- 
mer wieder vom „Kaputtspa- 
ren" gesprochen? 

Für unsere Politik bis zur 
Wiedervereinigung gilt, dass 
wir im Saldo deutlich weni- 
ger Schulden aufgenommen 
haben, als wir zur Bedienung 
Ihrer Schulden an Zinsen 
aufbringen mussten, etwa 55 
Mrd DM. Dann kam die Wie- 
dervereinigung und mit ihr 
die Notwendigkeit zum Wie- 
deraufbau. Dies geschah 
durch Mittel aus dem Haus- 
halt des Bundes und zusätzli- 
che Schulden. Damit steht 
fest: Wir haben deutlich 
mehr in den neuen Ländern 
ausgegeben als Kredite auf- 
genommen! 

Zu den Eckwerten des 
Haushaltsentwurfs 2001: 

• Die Gesamtausgaben blei- 
ben mit 478,7 Mrd DM na- 
hezu konstant; 
• die Neu Verschuldung sinkt 

um 3,4 Mrd DM auf 46,1 Mrd 
DM, 
• die Investitionen fallen um 
2,9 Mrd DM auf 54,6 Mrd 
DM. 

Nun, die Konstanz der 
Gesamtausgaben verspricht 
Konsolidierung. Wenn aber 
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90 % der Reduzierung der 
Neuverschuldung zu Lasten 
der Investitionen gehen, 
dann hat diese Bundesregie- 
rung ihren Gestaltungsauf- 
trag offenkundig missver- 
standen. 

Höchster Einzelposten: 
Zuschüsse zu den Renten 

Der Konsolidierungser- 
folg wird erst recht zweifel- 
haft, wenn man zum Ver- 
gleich nicht das Vorjahr son- 
dern 1998 heranzieht: Denn 
im Vergleich zu 1998 steigen 
die Gesamtausgaben um rd. 
22MrdDM. 

Der größte Einzelposten 
im Bundeshaushalt sind Zu- 
schüsse des Bundes zur Ren- 
tenversicherung. Diese stei- 
gen mit beängstigender Ge- 
schwindigkeit an, nämlich 
fast 6-mal so schnell wie die 
Bundesausgaben insgesamt. 
2004 werden sie nach den 
Planungen der Bundesre- 
gierung mit 156 Mrd DM 
rd. 31 vH der Bundesausga- 
ben beanspruchen - gegen- 
über knapp 22 vH im Jahr 
1998. Sowohl die Größen- 
ordnung dieser Ausgaben- 
position als auch die Ge- 
schwindigkeit ihres Anstiegs 
machen deutlich, hier liegt 
der größte Sprengsatz für den 
Bundeshaushalt. Hier hätte 
gestaltet werden müssen. 
Doch die Fehler von 1999 

55 
Rentenreform und Ökosteuer sind ein von 

dieser rot-grünen Regierung geschmiedetes 
unsinniges Begriffspaar. Hier ist aktuell die 

Aufregung und der Ärger der Bürger am 
größten - verständlicherweise! 60 Pfennig 
mehr kostet der Sprit heute als zu unserer 

Regierungszeit. 

werden fortgesetzt. Die Ren- 
tenpolitik der rot-grünen 
Bundesregierung trägt offen- 
sichtlich nichts zur Lösung 
der langfristigen Probleme 
der Alterssicherung bei. Ihr 
Versuch, die strukturellen 
Probleme der im Umlagesy- 
stem finanzierten Alterssi- 
cherung mit immer neuen 
Staatszuschüssen zu lösen, 
muss scheitern! 

Notwendig ist ein ent- 
schiedenes Umsteuern der 
Alterssicherung in Richtung 
Kapitaldeckungsverfahren. 
Nur unter dieser Vorausset- 
zung wird es möglich sein, 
den für die Zukunft vermehrt 
zu erwartenden „gebroche- 
nen Erwerbsbiografien" eine 
der Lebensleistung entspre- 
chende Alterssicherung zu 
gewährleisten. 

Nirgendwo im Bundes- 
haushalt zeigt sich so deut- 
lich wie bei den Zuschüssen 
zur Alterssicherung, dass die 
politisch unbequeme und un- 
dankbare Lösung strukturel- 
ler Fragen mit immer höhe- 
ren Sozialsubventionen auf 

die lange Bank geschoben 
wird. Wer immer mehr Geld 
für Sozialsubventionen 
locker machen muss, hat 
nichts mehr für Investitionen 
übrig. Bei den Investitionen 
vernachlässigt Rot-Grün in 
eklatanter Weise die ureigen- 
sten Verpflichtungen des 
Bundes im Bereich der 
Infrastruktur, d.h. in der 
Verkehrspolitik, der For- 
schungs- und Technologie- 
politik, aber auch in der Wirt- 
schaftspolitik sowie bei den 
Beschaffungen für die Bun- 
deswehr. Am Ende des ge- 
wärtigen Finanzplanungs- 
zeitraumes, im Jahr 2004, 
wirddie Investitionsquoteei- 
nen Negativrekord von nur 
noch 10,4 vH der Bundes- 
ausgaben erreichen. 

Zwischen Anspruch und 
Wirklichkeit der rot -grünen 
Politik liegen Welten. 

Emira 
Den vollen Wortlaut 
der Bundestagsrede 

finden Sie unter: 
www.cducsu. 
bundestag.de 
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Hinterzimmerpolitik 
• Nichts anderes als „fauler 
Kuhhandel" steckt in der 
knappen Mitteilung des Bun- 
deskanzlers: „Die Bundesre- 
gierung sieht beim Laden- 
schluss keinen Handlungs- 
bedarf." Mit seiner Zusage, 
die Bundesratsinitiative zur 
Änderung des Ladenschluss- 
gesetzes abzuwürgen, kauft 
Schröder die Zustimmung 
der Gewerkschaften zur Rie- 
sterschen Rentenreform. Pe- 
ter Rauen, stellv. Vorsitzen- 
der der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion: „Bezeichnend 
für den Politikstil des Kanz- 
lers: an den zuständigen In- 
stitutionen vorbei Abspra- 
chen nach Gusto treffen, an- 
statt in öffentlicher Ausein- 
andersetzung durch Argu- 
mente zu überzeugen." 

Schneckentempo 
• Lange angekündigt - end- 
lich kommen sie: die Eck- 
punkte für ein Gleichstel- 
lungsgesetz in der Wirt- 
schaft. Der dirigistische An- 
satz, den Bundesfamilien- 
ministerin Bergmann ge- 
wählt hat, läßt fürchten, dass 
den Betrieben für branchen- 
adäquate und familienfreund- 
liche Lösungen die nötige 
Flexibilität leider fehlen wird. 
Maria Böhmer, stellv. Vorsit- 
zende der CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion: „Wir wer- 
den die Ministerin an ihren 
großen Worten messen." 

Unkonkret 
• Die betriebliche Altersver- 
sorgung stärken: darin sind 
sich CDU/CSU und SPD seit 
langem einig. Von konkreten 
Vorschlägen jedoch bei den 
Sozialdemokraten keine 
Spur. Auch die letzte Sitzung 
des SPD-Gewerkschaftsrats 
hat nicht mehr als die Einset- 
zug einer Arbeitsgruppe ge- 
bracht. Gerald Weiß, Vorsit- 
zender der Arbeitnehmer- 
gruppe der CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion: „Wir haben 
dagegen bereits vor Wochen 
ein detailliertes Eckpunkte- 
papier zur Betriebsrente 
vorgelegt, über das jederzeit 
entscheiden werden könnte." 

(siehe: UiD 25/2000) 

Richtschnur 
• Zum Schutz des fairen 
Wettbewerbs hat das Bun- 
deskartellamt den Unterneh- 
men WalMart, Aldi Nord 
und Lidl untersagt, be- 
stimmte Produkte aus dem 
Nahrungsmittelbereich un- 
ter Einstandspreisen zu 
verkaufen. Hartmut Schau- 
erte, Wettbewerbs- und Kar- 
tellrechtsexperte der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion 
hat diese Entscheidung als 
wirksame Maßnahme gegen 
den Verdrängungswettbe- 
werb vor allem im Lebens- 
mitteleinzelhandel begrüßt: 
„Der Markt braucht endlich 
eine verlässliche Richt- 
schnur und eine konsequente 

Regelanwendung durch die 
Aufsichtsbehörde." 

Wachstumsbremse 
• Jede erfolgversprechende 
technische Entwicklung mit 
Abgaben und Auflagen zu 
belegen, ist typisch für Rot- 
Grün. Nach der geplanten In- 
ternetsteuer soll jetzt eine 
Urheberrechtsabgabe  auf 
Computer, Telekommunika- 
tionsgeräte und Internet-An- 
wendungen erhoben werden: 
der zweite Schlag gegen die 
Zukunftsbranche   Nummer 
eins in Deutschland. Ursula 
Heinen   und   Klaus  Holet- 
schek, Sprecher der Jungen 
Gruppe der CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion:   „Die   be- 
rechtigten Interessen der Au- 
toren müssen berücksichtigt 
werden. Was aber Rot-Grün 
vorhat,   wirkt   als   Wachs- 
tumsbremse und gefährdet 
Arbeitsplätze." 

Soldat und Bürger 
• Die geplante Neuregelung 
des Paragraphen 25 Absatz 3 
Soldatengesetz ist nach 
Meinung des verteidigungs- 
politischen Sprechers der 
CDU/CSU-Bundestagsfrak- 
tion eine „Attacke Schar- 
pings auf den Staatsbürger in 
Uniform". Sie beschränkt 
„massiv und unnötig" die 
Ausübung eines Mandats so- 
wie das passive Wahlrecht 
von Soldaten und wider- 
spricht der bewährten Praxis, 
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Soldaten wie andere An- 
gehörige des öffentlichen 
Dienstes von ihrem Dienst 
freizustellen, wenn sie kom- 
munalpolitisch tätig werden. 
Paul Breuer: „Die Bundesre- 
gierung muss die vorgese- 
hene Änderung zurückneh- 
men. Soldaten sind keine 
Bürger zweiter Klasse." 

Ran an die Truppe! 
• „Einmal selbst erleben, 
was es heißt, bei der starken 
Truppe aktiv zu sein", will 
die Kreisvorsitzende der 
Kieler CDU. Zu ausschließ- 
lich sind ihr die so genannten 
„Informationswehrübun- 
gen für zivile Führungs- 
kräfte" bisher nur Männern 
vorbehalten gewesen. Mo- 
mentan sind 4000 Frauen bei 
der Bundeswehr aktiv. Bald 
wird die Möglichkeit beste- 
hen, dass Frauen alle mi- 
litärischen Laufbahnen bei 
den Streitkräften einschla- 
gen. Angelika Volquartz: 
*,Grund genug für mich, aber 
auch für andere Frauen, jetzt 
zu sagen Ran an die Truppe!" 

Einfacher, schneller 
• Nur 63 verurteilte Straftä- 
ter von 13.000 ausländischen 
Staatsangehörigen, die in 
deutschen Gefängnissen ein- 
saßen, konnten 1998 in ihr 
Heimatland abgeschoben 
Werden. „Ein unerträglicher 
Zustand" schon deshalb, wie 
der rechtspolitische Sprecher 

der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion erklärte, weil der 
Strafvollzug in Deutschland 
Resozialisierung und fami- 
liäre Kontakte betroffener 
Ausländer in ihrem Heimat- 
land erschwert. Norbert 
Geis: „Wir fordern die Re- 
gierung auf, endlich geeig- 
nete Schritte zu unterneh- 
men, um die internationale 
Vollstreckungshilfe zu ver- 
bessern." 

Mehr Marktfreiheit 
• EU-Kapazitätsbegren- 
zungen für ostdeutsche 
Werften können nicht mehr 
länger hingenommen wer- 
den. Das hat der wirtschafts- 
politische Sprecher der 
CDU/CSU-Bundestagsfrak- 
tion gefordert. Gleichzeitig 
sprach sich Gunnar Uldall für 
ein restriktives Vorgehen ge- 
gen die übermächtige Kon- 
kurrenz des südkoreanischen 
Schiffbaus aus. Die mit Mil- 
liarden-Aufwand moderni- 
sierten, aber auf eine jährli- 
che Neubaukapazität von 
zusammen 327.000 gewich- 
teten Großtonnen eingeeng- 
ten Seewerften in Rostock, 
Stralsund, Wismar und Wol- 
gast müssten ihre technologi- 
schen Vorteile endlich aus- 
spielen dürfen. 

Mehr Mut 
• Dem Abbau der Einstim- 
migkeitshürde bei Entschei- 
dungen     im     Ministerrat 

kommt große Bedeutung zu, 
wenn die europäischen Re- 
gierungschefs im Dezember 
einen kräftigen Schritt hin zu 
einer handlungsfähigeren 
Europäischen Union machen 
wollen. Aber knapp drei Mo- 
nate vor dem geplanten Gip- 
fel in Nizza zeichnet sich 
keine Lösung ab. Peter 
Hintze, europapolitischer 
Sprecher der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion: „Wir 
fordern die rot-grüne Bun- 
desregierung auf, die Initia- 
tive zur Lösung dieser zen- 
tralen Frage zu ergreifen. 
Mehr Mut zu Mehrheitsent- 
scheidungen ist angesagt." 

Neue Impulse 
• Eine fraktionsübergrei- 
fende Initiative zur Weiter- 
entwicklung der Haupt- 
schule hat die CDU-Fraktion 
im schleswig-holsteinischen 
Landtag angekündigt. An- 
lass, so der bildungspoliti- 
sche Sprecher der CDU- 
Fraktion, ist das Angebot der 
Kultusministerin zu einem 
schulpolitischen Dialog. Jost 
de Jager: „Nachdem unser 
Programm Hauptschule der 
Zukunft vom Juli letzten 
Jahres nicht einmal in den 
Ausschuss überwiesen wor- 
den ist, bringen wir die 
Hauptschule auf diese Weise 
wenigstens wieder auf die 
Tagesordnung." 

UD 
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1 GESUNDHEIT 

GESETZLICHE   KRANKENVERSICHERUNG 

Finanzergebnis auf dem Rücken 
der Patienten erzielt 

Zu den von Bundesgesund- 
heitsministerin Fischer vor- 
gestellten Rechnungser- 
gebnissen des 1. Halbjahres 
erklärte der gesundheitspo- 
litische Sprecher der 
CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion, Wolfgang Loh- 
mann: 

Bundesgesundhcitsmini- 
sterin Fischer feiert die Rech- 
nungsergebnisse des 1. Halb- 
jahres, und der Patient und 
Versicherte kann sich nur 
wundern. 

So werden dank der Bud- 
getierung der Arznei- und 
Heilmittelausgaben not- 
wendige medizinische Lei- 
stungen nicht mehr erbracht. 
Zuckerkranke beklagen, 
dass ihnen die zur Blut- 
zuckerkontrolle notwendi- 
gen Blutzuckerteststreifen 
vorenthalten werden 

Dringend notwendige 
Therapien könnten nicht 
mehr verordnet werden 

Krebskranke weisen dar- 
aufhin, dass in der Heilmit- 
telversorgung dringend not- 
wendige Therapien wie 
Lymphdrainage oder Kran- 
kengymnastik   nicht   mehr 

verordnet werden. Und Pati- 
enten, die aus Krankenhäu- 
sern entlassen werden und 
der ambulanten Nachbe- 
handlung bedürfen, wird un- 
ter Hinweis auf Regress- 
androhung und Budget das 
eingestellte Medikament 
verweigert. 

Die Ministerin erklärt, bei 
der Neuregelung der Bei- 
träge auf Einmalzahlungen, 
könnten wegen der ange- 
spannten Finanzlage der Ge- 
setzlichen Krankenversiche- 
rung nur Versicherte berück- 
sichtigt werden, die Wider- 
spruch eingelegt oder Klage 
erhoben hätten. Würden alle 
Betroffenen berücksichtigt, 
käme dies den Kassen teuer 
zu stehen. Die Kassen wollen 
zwar zu ihrem Wort stehen, 
aberder Ministerin scheint es 
egal zu sein, ob das Vertrauen 

der Versicherten in das Sy- 
stem der Gesetzlichen Kran- 
kenversicherung beschädigt 
wird oder nicht. 

Belange der Patienten 
aus finanziellen Gründen 

vernachlässigt 

Patienten und Versicherte 
müssen also für die Finanzsi- 
tuation der GKV gerade ste- 
hen. Ihre Belange werden 
von Rot-Grün aus finanziel- 
len Überlegungen vernach- 
lässigt. Offenkundig geht die 
Ministerin davon aus, alle 
Probleme in der Gesetzli- 
chen Krankenversicherung 
seien - dank der Einnahmen 
aus den 630-Mark-Jobs - 
gelöst und man müsse sich in 
dieser Legislaturperiode 
nicht mehr um die Reform 
der Gesetzlichen Kranken- 
versicherung bemühen. Da- 
bei ist auch nach Auffassung 
vieler Experten, wie z.B. von 
Prof. Dr. Schwartz, Vorsit- 
zender des Sachverständi- 
genrates für die Konzertierte 
Aktion im Gesundheitswe- 
sen, eine grundlegende Re- 
form der Gesetzlichen Kran- 
kenversicherung dringend 
geboten. UP 
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ROT-GRüNE   FORSCHUNGSPOLITIK 

Tief im Innern der Seele die 
alte Technikfeindlichkeit 

Zur Halbzeitbilanz der 
rot-grünen Forschungs- 
politik erklärten der Vor- 
sitzende des Bundesfach- 
ausschusses Forschung 
und Innovation, Prof. Dr. 
Heribert Offermanns, und 
der Obmann der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion 
im Ausschuss für Bildung 
und Forschung des Deut- 
schen Bundestages, Tho- 
mas Rachel: 

Die Regierung Schröder 
und die Bundesforschungs- 
ministerin Bulmahn sind mit 
vollmundigen Versprechen 
angetreten. Ihre Halbzeitbi- 
lanzistbescheiden. Kurzum: 
„Viel Lärm um nichts". 
(Siehe Doku/Innenteil) 

Von der versprochenen 
Verdopplung der Ausgaben 
für Bildung und Forschung 
ist nichts zu sehen. In den 
letzten Jahren gab es ein Hin 
und Her von Kürzungen, Er- 
höhungen und Verschiebun- 
gen in den Haushalten für 
Forschung und Wirtschaft. 

Geld allein reicht zudem 
längst nicht aus. Die deutsche 
Forschungspolitik braucht 
eine klare Strategie, und sie 
muss günstige Rahmenbedin- 
gungen schaffen. Gerade hier 
versagt Rot-Grün. Es zeigt 

sich immer wieder, dass es 
nur zu Verbalbekenntnissen 
reicht, tief im Inneren der rot- 
grünen Seele jedoch die alte 
Technikfeindlichkeit sitzt 
und Verweigerer und Verhin- 
derer den Ton angeben. 
• Die Aufteilung der For- 
schungs- und Technologie- 
förderung zwischen Bundes- 
forschungsministerium und 
Bundeswirtschaftsministe- 
rium hat Chaos in die For- 
schungsförderung gebracht. 
• Der innovationspolitische 
Dialog zwischen Wissen- 
schaft, Wirtschaft und Politik 
ist unterbrochen. Obwohl die 
Regierung Schröder zahlrei- 
che Bündnisrunden und 
runde Tische unterhält, fehlt 
ein Dialogforum für For- 
schung und Innovation. 
• Die Bürokratie in der For- 
schungsförderung artet aus. 
Bei Stagnation der Förder- 
mittel wurde die Zahl der 
Forschungsprogramme des 
Bundes von 1998 auf 1999 
um rund 8% erhöht. 
• Die Neuordnung der deut- 
schen Forschungslandschaft 
kommt nicht voran. Obwohl 
Empfehlungen unabhängi- 
ger Evaluierungskommis- 
sionen vorliegen, ist noch 
nichts geschehen. Die ein- 

zige Aktion, die Fusion zwi- 
schen Fraunhofer-Gesell- 
schaft und GMD, ist umstrit- 
ten und inzwischen völligaus 
dem Ruder gelaufen. 
• Die angekündigte und 
dringend benötigte Reform 
des Dienstrechts für Hoch- 
schullehrer ist nicht in Sicht. 
Die Bundesministerin ver- 
tröstet auf den Sommer 2001. 
• Es fehlt jeglicher Impuls 
zur Fortentwicklung der eu- 
ropäischen Forschungs- und 
Innovationspolitik. 
• Rot-grüne Politik bleibt in- 
novationsfeindlich: Aus für 
den Transrapid, Rückzug des 
Staates aus der Kernfor- 
schung und -technik, Brems- 
fuß bei der Genehmigung des 
neuen Garchinger For- 
schungsreaktors FRM II. 
• Die zuständige Ministerin 
ist kein Anwalt für For- 
schung und Innovation in der 
Bundesregierung und auch 
nicht in der Gesellschaft. Sie 
hat nicht einmal den Versuch 
gemacht, irgendeine der in- 
novationsfeindlichen Ent- 
scheidungen der Bundesre- 
gierung zu verhindern und 
das Ruder an sich zu reißen. 
Einhellig heißt das Urteil 
über ihre Politik: Mangel- 
haft! UD 
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1 CDU/CSU-BUNDESTAGSFRAKTION 

HlLDESHEIMER    ERKLÄRUNG 

Für eine ethisch verantwortbare 
Nutzung der Gentechnik 

Der Geschäftsführende 
Vorstand spricht sich für 
eine ethisch verantwort- 
bare Nutzung der Gentech- 
nologie aus. Bio- und Gen- 
technologie sind Schlüssel- 
technologien des 21. Jahr- 
hunderts, die das Leben 
der kommenden Genera- 
tionen entscheidend prä- 
gen werden. 

Das Potential der Gen- 
technologie in den Bereichen 
Medizin, Landwirtschaft, 
Lebensmittelherstellung und 
Umwelttechnik ist derzeit 
noch kaum abzuschätzen. 
Unzweifelhaft jedoch bietet 
die Gentechnologie Chancen 
zur Heilung bisher unheilba- 
rer Krankheiten und damit 
zur Linderung von Schmerz 
und Leid sowie zur besseren 
Bekämpfung von Hunger 
und Armut durch die Züch- 
tung von Pflanzen, die besser 
an extreme Wachstumsbe- 
dingungen angepasst sind. 

Deutschland nimmt nicht 
zuletzt dank der Initiativen 
der früheren CDU/CSU- 
FDP-Regierung beispiels- 
weise zum Bio-Regio-Wett- 
bewerb sowie zur Harmoni- 
sierung und Entbürokratisie- 
rung des Gentechnikrechts 
eine Spitzenposition in der 

Bio- und Gentechnologie 
ein. Dies giltauchfürdieZahl 
der Unternehmensgründun- 
gen und das ökonomische 
Zukunftspotential, insbeson- 
dere hinsichtlich des Arbeits- 
marktes. 

Die rot-grüne Bundesre- 
gierung darf diese Chance 
nicht aufgrund technikfeind- 

Beschluss des 
geschäftsführenden 

Vorstands der 
CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion auf der 
Klausurtagung am 
7. September in 

Hildesheim 

licher Ressentiments ver- 
spielen. Das von der Regie- 
rung angestrebte Morato- 
rium für die Aussetzung gen- 
technisch veränderter Pflan- 
zen wie auch das von der zu- 
ständigen Ministerin Fischer 
aufgelegte „Forschungs- und 
Beobachtungsprogramm" 
zur Einführung der Gentech- 
nologie in der deutschen 
Landwirtschaft dürfen nicht 
als Hemmnisse für eine 
ethisch verantwortbare Nut- 
zung missbraucht werden. 
Forschung und Technik müs- 

sen unter dem Vorbehalt der 
Vereinbarkeit mit dem Gebot 
des Schutzes der unteilbaren 
und unveräußerlichen Men- 
schenwürde stehen. Der 
Mensch darf nicht zum Ob- 
jekt von Forschungs- und 
Wirtschaftsinteressen wer- 
den. Dies sehen wir als eine 
besondere Verantwortung 
christdemokratischer und 
christlichsozialer Parteien. 

Die UnVerfügbarkeit des 
eigenen Genoms und der 
Schutz seiner Daten ist un- 
veräußerliches Recht jedes 
einzelnen Menschen. Das 
menschliche Genom als sol- 
ches darf nicht patentiert 
werden. Das Selbstbestim- 
mungsrecht des Einzelnen 
erfordert die Befähigung zur 
gesundheitlichen Selbstver- 
antwortung durch das Schul- 
und Bildungssystem sowie 
durch genetische Beratung 
im Gesundheitswesen. 

Die CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion ist für den Ein- 
satz zellbiologischer Metho- 
den zur Heilung von schwe- 
ren Krankheiten. Eingriffe in 
die menschliche Keimbahn 
und das Klonen von Men- 
schen lehnen wir jedoch ab. 

Es gibt keine einfachen 
Antworten   auf   die   kom- 
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plexen wissenschaftlichen, 
rechtlichen, wirtschaftlichen 
und ethischen Fragen der 
Bio- und vor allem der Gen- 
technologie. Es muss aber 
Aufgabe der Politik sein, die 
Grenzen der verantwortba- 
ren Forschung und Nutzung 
zu definieren. Hierzu müssen 
wir insbesondere die richti- 
gen Fragen stellen. Und wir 
müssen die Ängste der Men- 
schen ernst nehmen und mit 
Information zu mehr Auf- 
klärung beitragen. 

Im offenen Dialog 

Diese Aufgabe kann die 
Politik nicht allein bewälti- 
gen. Sie benötigt den offenen 
Dialog, um Nutzen und Risi- 
ken neuer Technologien ab- 
schätzen zu können. Die 
CDU/CSU-Bundestagsfrak- 
tion strebt einen fundierten 
gesellschaftspolitischen und 
wissenschaftlichen Dialog 
an, der auf blinden Fort- 
schrittsoptimismus ebenso 
verzichtet wie auf irrationale 
Technikfeindlichkeit. 

Der Geschäftsführende 
Vorstand der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion hat 
folgendes beschlossen: 

• Die CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion hat für den The- 
menbereich Bio- und Gen- 
technologie Katherina Rei- 

che zur Beauftragten für die 
Humangenetik („rote Gen- 
technologie") ernannt. Für 
die Gentechnik in Landwirt- 
schaft und Umwelt („grüne 
Gentechnologie") ist Helmut 
Heiderich, Mitglied der 
Arbeitsgruppe Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten, 
zuständig. 
• Die Stellvertretende Frak- 
tionsvorsitzende Maria Böh- 
mer bildet eine fraktionsin- 
terne Arbeitsgemeinschaft, 
die sich systematisch mit den 
Chancen und Grenzen der 
Bio- und Gentechnologie be- 
schäftigen und alle Aspekte 
integrieren wird. In den zu- 
ständigen Arbeitsgruppen 
der Fraktion sind Berichter- 
statter für diese Thematik be- 
nannt. 
• Wir fordern die Schaffung 
von gesetzlichen Rahmenbe- 
dingungen, die die Risiken 
der Humangenetik minimie- 
ren. Die CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion wird die von ihr 
inderunionsgeführten Regie- 
rung maßgeblich mitgestalte- 
ten Rechtsgrundlagen (z.B. 
das Embryonenschutzgesetz 
von 1991) kontinuierlich vor 
dem Hintergrund der For- 
schungslage überprüfen und 
fortentwickeln. 
• Die Sicherung der Men- 
schenwürde kann nicht allein 
mit den Mitteln der nationalen 
Gesetzgebung erfolgen. Wir 
setzen unsdaherfürmöglichst 
einheitliche Grundsätze, ins- 

besondere in den Ländern der 
Europäischen Union, ein. Die 
Bundesregierung fordern wir 
auf, in der Europäischen 
Union und im Europarat un- 
terschiedlichen rechtlichen 
Standards in den Ländern der 
EU entgegenzuwirken. 
• Die Rahmenbedingungen 
für die biotechnologische 
Forschung in Deutschland 
muss durch gezielte Förde- 
rung des wissenschaftlichen 
Nachwuchses verbessert 
werden, insbesondere durch 
die Flexibilisierung der Aus- 
bildungsstrukturen und -in- 
halte sowie durch Leistungs- 
anreize für die Wissenschaft. 
Naturwissenschaften müs- 
sen bereits in der Schule wie- 
der größeres Gewicht erhal- 
ten. Der Übergang von der 
Forschung in die Wirtschaft 
durch Gründung von Unter- 
nehmen sollte gezielt geför- 
dert werden, beispielsweise 
durch Modelle, bei denen 
Jungunternehmern die tech- 
nischen Fragen der Ge- 
schäftsführung wie Buchhal- 
tung abgenommen werden. 
• Die CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion wird offensiv 
den Dialog mit den relevan- 
ten gesellschaftlichen Grup- 
pen suchen: u. a. mit Kirchen, 
Ärzten, Wissenschaftlern, 
der Industrie und Interessen- 
verbänden. Hierzu zählen 
auch Besuche bei For- 
schungseinrichtungen und 
Unternehmen. UD 
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WERNER   LENSING 

Den Abschluss internationaler 
Abkommen fördern 

„CDU-online" fragte den 
Bundestagsabgeordneten 
Werner Lensing, Spre- 
cher der CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion in der En- 
quete Kommission „Recht 
und Ethik der modernen 
Medizin" des Deutschen 
Bundestages. 

CDU-online: Im Juni 
dieses Jahres verkünde- 
ten US-Präsident Bill 
Clinton und der „ Unter- 
nehmer- Wissenschaft- 
ler" J.Craig Venter stolz 
die Entschlüsselung des 
menschlichen Erbguts. 
Sind wir dadurch dem 
„perfekten Menschen ", 
der von Geißeln wie 
Krebs, Aids oder Alzhei- 
mer befreit ist, ein gutes 
Stück näher gekommen ? 

Werner Lensing: Bekannt- 
lich trachtete die Menschheit 
seit je danach, den Menschen 
zu perfektionieren bzw. des- 
sen menschliche Schwächen 
zumindest   zu   minimieren. 
Diesem Ziel kommt natür- 
lich die Forschung mit jedem 
Erfolg, wie jüngst mit dem 
der weitgehenden Entschlüs- 
selung   unseres   menschli- 
chen  Erbgutes,  ein  wenig 
näher. Ob es aber tatsächlich 
gelingen wird, alle Hoffnun- 

k 
gen annähernd zu erfüllen, 
und dem vollkommenen 
Menschen möglichst nahe zu 
kommen, ist ungewiss. 
Schließlich hat auch die Bio- 
technologie ihre „natürli- 
chen" Grenzen. Jedoch räu- 
men selbst unsere Forscher 
ein, dass mit den bisherigen 
Erfolgen erst der Grundstein 
für umfangreiche weitere 
Forschungen gelegt werden 
konnte. So muss beispiels- 
weise zunächst erforscht 
werden, welche Funktionen 
die einzelnen entdeckten 
Gen-Abschnitte überhaupt 
haben. 

CDU-online: Der 
Schöpfungsauftrag sagt 
uns: Nutzt eure Talente! 
Gerät nicht eine Partei 
wie die CDU, die sich auf 
das christliche Men- 
schenbild beruft, zuneh- 

mend in Konflikte mit 
den Möglichkeiten der 
Gentechnik? 

Werner Lensing: Gewiss ist 
moderne Forschung für die 
Weiterentwicklung der 
Menschheit unabdingbar - 
dies gilt nicht zuletzt für die 
Gentechnologie. Es wäre in- 
sofern auch unverantwort- 
lich, diese willkürlich behin- 
dern zu wollen. Die „Nut- 
zung der eigenen Talente" 
darf jedoch nicht losgelöst 
von der Übernahme der Ver- 
antwortung für alle denkba- 
ren Konsequenzen erfolgen. 
1st doch gerade bei der gen- 
technologischen Forschung, 
die sich in den Dienst des 
menschlichen Wohls stellen 
will, zu berücksichtigen, 
dass das, was gegebenenfalls 
dem individuellen Wohl ei- 
ner Einzelperson nützlich ist, 
nicht zwangsläufig zugleich 
auch dem Wohl anderer 
Menschen oder gar der ge- 
samten Menschheit dient. 
Außerdem gilt es zu beach- 
ten, dass Forschung für den 
Menschen zumeist auch mit 
Forschung am Menschen 
verbunden ist. Dieses erfor- 
dert nicht selten eine gründli- 
che und verantwortbare Ab- 
wägung aller Entscheidun- 
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gen. Hierbei hat unser christ- 
liches Menschenbild eine 
verlässliche Leitlinie zu bil- 
den. 

CDU-online: Mit der 
Prä-Implantations-Dia- 
gnostik (PID) wird es 
voraussichtlich in einem 
überschaubaren Zeit- 
raum möglich sein, im 
Reagenzglas erzeugte 
Embryonen zunächst auf 
ihre Erbanlagen hin zu 
untersuchen und sie nur 
dann in den Mutterleib 
einzupflanzen, wenn sie 
als völlig „gesund" gel- 
ten. Manche Ärzte plä- 
dieren daher dafür, die- 
ses Verfahren bei Risiko- 
paaren einzusetzen, um 
schwere Krankheiten, 
wie die der Mukoviszi- 
dose, von vornherein 
auszuschließen. Ist es 
somit nicht sinnvoller, 
die PID im Frühstadium 
anzuwenden als später 
Schwangerschaftsab- 
brüche hinzunehmen? 

Werner Lensing: Wie aus 
den immer wieder auftau- 
chenden    Berichten    über 
Spätabtreibungen von Kin- 
dern mit zu erwartenden Be- 
hinderungen ersichtlich ist, 
gibt es gerade im Bereich der 
Schwangerschaftsabbrüche 
äußerst       schwerwiegende 
Probleme, die bisher in kei- 
ner Weise gelöst sind. Inso- 
fern halte ich es für äußerst 
problematisch - wenn nicht 

gar für unverantwortbar - 
eine Einführung der Prä-Im- 
plantations-Diagnostik mit 
denkbaren Schwanger- 
schaftsabbrüchen zu begrün- 
den. Eine Zuspitzung gerade 
dieses Diskussionsaspektes 
könnte sogar die In-vitro- 
Fertilisation, also die Be- 
fruchtung außerhalb des 
Körpers, insgesamt in Frage 
stellen. Bei der Prä-Implan- 
tations-Diagnostik handelt 
es sich schlimmstenfalls um 
eine reine Selektion-alsoum 
eine Auswahl und damit 
Aussonderung nach be- 
stimmten Merkmalen. Für 
einige mag der Gedanke 
durchaus verführerisch sein, 
auf diese Weise frühzeitig 
genetische Erkrankungen 
feststellen zu können, die 
eine Lebensfähigkeit des 
heranwachsenden Kindes 
sehr gefährden, wenn nicht 
gar verhindern. Wo aber soll 
hier die Grenze gezogen wer- 
den? Die Beurteilung dessen, 
was noch gerade zugemutet 
werden darf, ist völlig unklar. 
Selbst den Ärzten ist es noch 
nicht gelungen, objektiv zu 
definieren, welche unab- 
dingbaren Voraussetzungen 
für eine Prä-Implantations- 
Diagnostik zu gelten haben. 
Vielmehr bleibt es bei unkla- 
ren Beschreibungen wie 
einem unpräzisen Hinweis 
auf „schwere Krankheiten". 
Dies alles begründet die Ge- 
fahr, dass die persönlichen 

*5 
Ausserdem muss 
beachtet werden: 

Forschung für den 
Menschen ist meist 
auch Forschung am 

Menschen. Das macht 
eine gründliche und 

verantwortbare 
Abwägung aller 
Entscheidungen 
unumgänglich. 

Wünsche nach einer geneti- 
schen Ausstattung des zu im- 
plantierenden Embryos zu- 
nehmend ausschlaggebend 
werden. Angesichts der dro- 
henden Haftungsfragen, die 
bereits heute schon im Be- 
reich der Pränataldiagnostik 
eine nicht unwesentliche 
Rolle spielen, sind die Sor- 
gen leider nicht unbegründet. 
Letztlich ist die Gefahr unü- 
bersehbar, dass mit der Prä- 
Implantations-Diagnostik 
der - unkalkulierbaren - Se- 
lektion Tür und Tor geöffnet 
werden könnte. Es stellt sich 
somit hier wie an keiner ande- 
ren Stelle die Frage, ob nicht 
der ebenso berechtigte wie 
verständliche Wunsch nach 
einem Kind zu einem Kind 
nach Wunsch verkommt. 
UUiH/M 

Das vollständige 
Interview finden 

Sie unter: 
www.cdu.de/infonet 
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HANS-GERT   PöTTERING: 

Sanktionen gegen Österreich 
unverzüglich aufheben 

Der Vorsitzende der 
EVP/ED-Fraktion im Eu- 
ropäischen Parlament, 
Hans-Gert Pöttering, hat 
den Bericht der sogenann- 
ten „drei Weisen", Martti 
Ahtisaari, Jochen Frowein 
und Marcelino Oreja, zur 
Politik in Österreich be- 
grüßt und die sofortige 
Aufhebung der Sanktio- 
nen der 14 EU-Mitglied- 
staaten gefordert. 

Der Bericht bezeichnet 
die Sanktionen als kontra- 
produktiv und empfiehlt de- 
ren Authebung. Der öster- 
reichischen Regierung unter 
Führung der ÖVP wird hin- 
sichtlich der innenpoliti- 
schen Lage ein gutes Urteil 
ausgestellt. 

Vor allem im Hinblick 
auf den Euro wichtig 

„Auf Grundlage des vor- 
gelegten Berichts fordern wir 
die 14 EU-Mitgliedstaaten 
auf, die vor sieben Monaten 
von der portugiesischen Rats- 
präsidentschaft verkündeten 
Sanktionen gegen Österreich 
unverzüglich aufzuheben 
und nicht nur zu suspendie- 
ren", erklärte Pöttering. Dies 

V.   .•* 

sei auch im Hinblick auf das 
Referendum über die Ein- 
führung des Euro in Däne- 
mark am 28. September 
wichtig. Eine herausragende 
Verantwortung im Umgang 
mit den Ergebnissen des Be- 
richts komme insbesondere 
Frankreich als amtierender 
Ratspräsidentschaft der Eu- 
ropäischen Union zu. Gleich- 
zeitig werde von der Regie- 
rung Österreichs erwartet, 
dass sie die angekündigte 
Volksbefragung absagt. 

Wie erwartet, stimme der 
Bericht der drei Weisen weit- 
gehend mit dem im Auftrag 
des Vorstandes der Europäi- 
schen Volkspartei von den 
drei EVP/ED-Abgeordneten 
Gerardo Galeote, Wim von 
Velzen und Hartmut Nas- 
sauer erstellten Bericht vom 
6. Juni überein. Der Bericht 

enthält u.a. auch die Empfeh- 
lung, die Verfahren der Ge- 
meinschaft bei Verstoß eines 
Mitgliedstaates gegen die 
Grundprinzipien der Union 
klarer zu stellen. 

Ohne jegliche 
Rechtsgrundlage 

„Die EVP/ED-Fraktion 
hat immer wieder betont, 
dass der Umgang der EU- 
Mitgliedstaaten miteinander 
und innerhalb der Europäi- 
schen Union sich auf den 
Rechtsrahmen des EU-Ver- 
trages gründen muss", sagte 
Pöttering. Die bilateralen 
EU-Sanktionen seien ohne 
jede Rechtsgrundlage gegen 
ein gleichberechtigtes Mit- 
glied verhängt worden. Dies 
stehe nicht nur im Wider- 
spruch zum Geist des part- 
nerschaftlichen Miteinan- 
ders in der EU, sondern habe 
dem Vertrauen in die Rechts- 
gemeinschaft, die das Recht 
aller Mitglieder auf Grund- 
lage des Vertrages schütze, 
gerade in den kleineren Mit- 
gliedstaaten, aberauch in den 
Beitrittsländern geschadet. 
Die Aufhebung der Sanktio- 
nen ist überfällig. UP 
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NICHT  REDEN   -   HANDELN! 

Initiative in Rheinland-Pfalz: Unsere 
Stadt soll familienfreundlicher werden 

• Können sich die jungen 
Eltern ein Baugrundstück 
leisten? • Ist der Weg zum 
Kindergarten ungefähr- 
lich? • Klappt es mit der 
Betreuung in der Grund- 
schule? • Wissen die Ju- 
gendlichen, wo sie ihre 
Freizeit verbringen kön- 
nen? • Ist Hilfe in der 
Nähe, wenn Familien 
Schwierigkeiten haben? 

Nicht reden - handeln! 
sagte sich die Landesvorsit- 
zende der rheinland-pfälzi- 
schen Frauen, Maria Böhmer, 
ergriff die Initiative und star- 
tete im August die Aktion 
„Unsere Stadt/unsere Ge- 
meinde soll familienfreund- 
lich werden!" 

Bündnispartnerin der 
Frauen-Union ist die Kom- 
munalpolitische Vereini- 
gung mit ihrem Landesvor- 
sitzenden Heinz Hermann 
Schnabel und den Ortsvorsit- 
zenden in den Gemeinden. 
Landesvorsitzender Chri- 
stoph Bohr ist mit im Boot, 
dazu CDA. Junge Union, 
Mittelstand und die Senio- 
ren-Union. 

Drei regionale Familien- 
konferenzen geben in den 
drei Bezirksverbänden den 
Grundton an: Familienver- 

bände, Frauenverbände, El- 
terngruppen, Kirchenvertre- 
ter, Wohlfahrtsverbände, 
Vertreter der Schulen und 
Kindergärten, der Arbeitge- 
ber, die Mandatsträger/innen 
in den kommunalen Räten 
und die Verwaltungen - kurz: 
alle, die mit Eltern und Kin- 

TIPP   FUR   DIE 
PARTEIARBEIT 

EINE INITIATIVE 
VON FU UND KVP 
RHEINLAND-PFALZ 

dem zu tun haben. Nicht zu- 
letzt werden die Familien in 
der Region an einen Tisch ge- 
rufen. 

Was in den Bezirken vor- 
gemacht wird, ist zugleich als 
Beispiel für die Kreisver- 
bände gedacht. 
Erster Schritt: ein un- 
komplizierter Fragebogen, 
der beim Straßencanvassing 
und bei Veranstaltungen 
oder Umfragen von Tür zu 
Tür eingesetzt werden kann: 
Wie beurteilen die Bürger- 
innen und Bürger die Famili- 
enfreundlichkeit    in    ihren 

Stadt/Gemeinde? Was kriti- 
sieren sie, was wünschen sie 
sich? 
Zweiter Schritt: ca. 20 
Musteranträge an den Stadt- 
rat/Gemeinderat, die von den 
Mandatsträgern/innen der 
CDU, der Auswertung des 
Fragebogens entsprechend, 
im kommunalen Rat einge- 
bracht werden können: 
• Wir wollen die Familien 

bei den kommunalen Ge- 
bühren entlasten. 

• Wir wollen ein ausrei- 
chendes Angebot an entla- 
stenden Diensten. 

• Wir wollen eine „Tages- 
betreu u ngsbörse". 

• Wir wollen Schulhöfe 
zum Spielen öffnen. 

• und, und, und ... 
Alle Anträge enden mit 

der Aufforderung an die Ver- 
waltungen, bis zu einem be- 
stimmten Termin über die 
eingeleiteten Maßnahmen zu 
berichten. 

Zwölf CDU-geführte 
Städte und Gemeinden in 
Rheinland-Pfalz haben sich 
für die Pilotphase zur Verfü- 
gung gestellt und wollen aus- 
probieren, was sie - auch in 
Zeiten knapper Finanzen - 
für die Familien bewirken 
können. UD 
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Widerstand gegen 
Besteuerung 

Dass die Opec den Ölpreis 
mit diplomatischen Beschlüs- 
sen zum Fallen bringt, können 
nur naive Gemüter glauben. 
Die Lagervorräte sind be- 
scheiden wie noch nie, die 
Welttankerflotte fährt in Voll- 
auslastung, und die Ölnach- 
frage der boomenden Welt- 
wirtschaft steigt weiter. Da 
nützen auch höhere Förder- 
mengen erst einmal wenig. 

Kein Opec-Gipel führt 
daran vorbei, dass sich unser 
Basisrohstoff kräftig verteu- 
ert und wir einen Verlust an 
Realeinkommen verschmer- 
zen müssen. Die Scheichs 
sind dabei nicht das Pro- 
blem, die Reeder nicht und 
auch die Ölkonzerne nicht. 
Sie stehen im Wettbewerb 
und begnügen sich mit weni- 
ger als 30 Prozent des End- 
preises. Ein Liter ihres Ben- 
zins könnte 60 bis 80 Pfennig 
kosten. Der Staat dagegen 
hat ein Steuermonopol und 
verdreifacht diesen fairen 
Preis ebenso willkürlich wie 
dreist. Diese eklatante Form 

der Hyperbesteuerung ist ein 
reines Politikum, und darum 
kommt es zum Widerstand. 

Die Welt 

RENTENREFORM 

Gute Chancen für 
den Konsens 

Die Drohungen von 
einem heißen Herbst sind 
nahezu verstummt. Beim 
Thema Rente sind die 
Gewerkschaftsvorsitzenden 
auffallend moderat. Wäh- 
rend der IG-Metall-Chef 
Klaus Zwickel noch vor we- 
nigen Wochen eine deutli- 
che Senkung des Rentenni- 
veaus kategorisch abgelehnt 
hat, signalisiert er nun Kom- 
promissbereitschaft. Offen- 
bar musste Zwickel erken- 
nen, dass sich an der Basis 
der Unwille über die Reform 
in Grenzen hält. 

Die Bürger wissen, dass 
das Rentensystem dringend 
verändert werden muss. 
Dazu gehört auch der Aus- 
bau der privaten Altersvor- 
sorge. Dennoch ruft gerade 
dieses Vorhaben die Ge- 
werkschaften auf den Plan. 

Dass allein die Arbeitnehmer 
privat sparen sollen, galt 
dort bis vor kurzem als unzu- 
mutbar. Zu Recht widersetzt 
sich aber Rot-Grün der For- 
derung, bei der Privatvor- 
sorge die Wirtschaft mit ins 
Boot zu nehmen. Dies würde 
bedeuten, den Unternehmen 
neue Kosten aufzubürden. 

Stuttgarter Zeitung 

Die Kunst des 
Unmöglichen 

Not macht erfinderisch, 
und weil die Not bei der Al- 
terssicherung groß ist, wird 
Walter Riester auch bei den 
letzten Streitfragen etwas ein- 
fallen. Gerade an den sperri- 
gen Details der Rentenreform 
zeigt sich Politik als eine 
Kunst. Ihre Leistung besteht 
fast nie darin, gordische Kno- 
ten kraftvoll zu zerhauen, son- 
dern sie geschickt und gedul- 
dig so zu lockern und zu lösen, 
dass am Ende ein feines Ge- 
webe entsteht, das neu ist und 
dem Publikum gefällt. Schon 
deshalb, weil viele daran mit- 
gewirkt haben, die mit der 
Rente auch sich selbst verän- 
dern mussten. 

Der Tagesspiegel 
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Verkleidete Steuer 
aus der Mottenkiste 

Offenbar kann eine Idee 
gar nicht so überholt sein, 
dass sie nicht noch einmal 
aus der Mottenkiste geholt 
werden könnte. Welcher 
Teufel hat nur die Mitglieder 
der sogenannten Pällmann- 
Kommission - immerhin re- 
nommierte Wissenschaftler 
und Unternehmer-geritten, 
zur Finanzierung der Ver- 
kehrsinfrastruktur die Ein- 
führung einer zeitbezogenen 
Maut von 80 DM für Perso- 
nenwagen ins Spiel zu brin- 
gen. 

Die Kommission schlägt 
die Einrichtung einer Auto- 
bahn-Finanzierungsgesell- 
schaft vor, die sich im we- 
sentlichen aus Mauteinnah- 
men finanzieren soll. 

Doch die geplanten 
streckenbezogenen Lastwa- 
gen-Gebühren reichen of- 
fenbar nicht aus. Deshalb 
denkt die Kommission daran, 
auch die Personenwagen 
einzube ziehen. 

Frankfurter Allgemeine 
Zeitung 

Etwas mehr Mut, 
Herr Klimmt 

Nun ist es endlich offiziell: 
Mehr als ein Jahr brütete die 
von der Bundesregierung be- 
auftragte Infrastrukturkom- 
mission über Wege und Mög- 
lichkeiten, die bekannten 
Finanznöte des Bundes für 
Bau und Instandhaltung des 
Straßen- und Schienennetzes 
zu überwinden. Manches 
war schon vorab bekannt 
geworden, große Überra- 
schungen bot die Veröffentli- 
chung des Gutachtens denn 
auch nicht. Überraschender 
war vielmehr die Sprachlo- 
sigkeit von Bundesverkehrs- 
minister Reinhard Klimmt. 
Etwas mehr als die Ableh- 
nung einer Maut für Autos 
hätte man durchaus von ihm 
erwarten können. 

Der Tagesspiegel 

ARBEITSMARKT 

Die Hoffnung auf 
Entspannung schwindet 

Walter Riester balanciert 
auf einem gefährlichen Grat: 

Der Arbeitsminister will es 
Unternehmern in Deutsch- 
land schwerer machen, Per- 
sonal zeitlich befristet zu be- 
schäftigen, und er plant den 
gesetzlich verbrieften An- 
spruch aller Arbeitnehmer 
auf einen Teilzeit-Job. Ge- 
lingt es ihm, seine Vorstel- 
lungen umzusetzen, dann 
wird die Bundesregierung 
ihrem gewerkschaftlichen 
Klientel zwar näher rücken, 
und auch sozialkonservative 
Politiker in der SPD-Bun- 
destagsfraktion hätte Riester 
mit dem Bundeskanzler ver- 
söhnt. 

Dass sich Gerhard Schrö- 
der bei seinem Arbeitsmini- 
ster dafür bedanken wird, ist 
jedoch nicht wahrscheinlich. 
Denn mit Riesters Gesetzent- 
wurf schwindet die Hoff- 
nung, dass die Bundesregie- 
rung die Deregulierung des 
starren deutschen Arbeits- 
marktes ernsthaft in Angriff 
nehmen will. 

Wer den Niedergang der 
europäischen Währung be- 
obachtet hat, ahnt, auf wel- 
che Weise die Anleger eine 
solche politische Weichen- 
stellungen in Deutschland 
bewerten werden. 

Der Tagesspiegel 
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